Name

Adresse

Per Fax an:

JobCenter
Datum 

Name / BG Nr. 

Ihre Einladung vom 

Folgen der Nicht bzw, Falschberatung

Sehr geehrte Damen und Herren,

in vorbezeichneter Angelegenheit nehme ich wie nachfolgend Stellung zu Ihrer Einladung vom Datum
Der Termin fand statt, jedoch wurden Fragen des Unterzeichners nicht ausreichend beantwortet. Es wurde damit §§ 13 bis 15 SGB I nicht vollumfänglich erfüllt, bzw. gar nicht erfüllt. Die entsprechenden Verstöße gegen die Pflichten der Beratung, Aufklärung und Auskunft führen zu einem Amtshaftungsanspruch gem. § 839 BGB des Unterzeichners gegen die Behörde, der Rückgriff auf das private Vermögen der Dienstperson ist gem. Artikel 34 GG bei grober Fahrlässigkeit und Vorsatz möglich. Es wird deshalb ein Folgetermin gewünscht.

(  )    Die für die Beratung abgegebenen Unterlagen zur Vorbereitung des 

        Beratungsgesprächs hat die bzw. der Berater nicht zur Kenntnis genommen.

(  )    Die für die Beratung abgegebenen Unterlagen zur Vorbereitung des 

         Beratungsgesprächs hat die bzw. der Berater zur Kenntnis genommen, hatte diese 

         jedoch nicht vorher gelesen und war deshalb nicht vorbereitet.

(  )    Die für die Beratung abgegebenen Unterlagen zur Vorbereitung des 

 Beratungsgesprächs hat die bzw. der Berater zur Kenntnis genommen, jedoch nicht   

 verstanden.

(  )    Fragen zu den Voraussetzungen für die Ausbildung einzelner Berufsbilder konnten 

        nicht ausreichend beantwortet werden, bzw. nicht beantwortet werden.

(  )    Fragen zu einem der Einschränkung des Betroffenen geeigneten Berufsbildes bzw. 

        Ausbildung oder Arbeitsplatzes, konnten nicht ausreichend beantwortet werden.

(  )   Die bzw. der Berater konnte keine qualifizierte Beratung aufgrund fehlender Eignung  

       anbieten.

Mit freundlichen Grüßen

Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) - Allgemeiner Teil - (

Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015)

§ 13 Aufklärung

Die Leistungsträger, ihre Verbände und die sonstigen in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Bevölkerung über die Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch aufzuklären.

§ 14 Beratung

Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch. Zuständig für die Beratung sind die Leistungsträger, denen gegenüber die Rechte geltend zu machen oder die Pflichten zu erfüllen sind.

§ 15 Auskunft

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen Pflegeversicherung sind verpflichtet, über alle sozialen Angelegenheiten nach diesem Gesetzbuch Auskünfte zu erteilen.

(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auf die Benennung der für die Sozialleistungen zuständigen Leistungsträger sowie auf alle Sach- und Rechtsfragen, die für die Auskunftsuchenden von Bedeutung sein können und zu deren Beantwortung die Auskunftsstelle imstande ist.

(3) Die Auskunftsstellen sind verpflichtet, untereinander und mit den anderen Leistungsträgern mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine möglichst umfassende Auskunftserteilung durch eine Stelle sicherzustellen.

(4) Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung können über Möglichkeiten zum Aufbau einer nach § 10a oder Abschnitt XI des Einkommensteuergesetzes geförderten zusätzlichen Altersvorsorge Auskünfte erteilen, soweit sie dazu im Stande sind.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 839 Haftung bei Amtspflichtverletzung

(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag.

(2) Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht, so ist er für den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die Pflichtverletzung in einer Straftat besteht. Auf eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amts findet diese Vorschrift keine Anwendung.

(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich oder fahrlässig unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden.
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

Art 34 

Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in deren Dienst er steht. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden.

